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Faire Arbeitsbedingungen
Faire Arbeitsverträge
Analyse

Die faire Gestaltung von Arbeitsverträgen ist in den letzten 5 Jahren durchaus im Blickfeld gesetzlicher und kollektivvertraglicher Reformanliegen gewesen. So konnten beispielsweise Verbesserungen für überlassene Arbeitskräfte im AÜG sowie die weitere Angleichung der freien Dienstverhältnisse an die für Normalarbeitsverhältnisse geltenden Rechtsnormen (z.B. Bildungskarenz) erreicht werden.

Fragen einer wirksamen Einschränkung unfairer Vertragsklauseln z.B.: Konkurrenzklauseln, Ausbildungskosten-Rückzahlungsverpflichtungen oder der Eindämmung von All-in Verträgen harren jedoch weiterhin einer Lösung.

Eine AK/ÖGB-Studie 2013 zeigt deutlich die Brisanz des Problems unfairer Vertragsklauseln. Jüngere Dienstverhältnisse sind in besonders hohem Ausmaß davon betroffen:

So räumt rund ein Drittel der Arbeitsverträge dem Arbeitgeber das Recht zur einseitigen Arbeitszeiteinteilung ein. Mehr als die Hälfte der Arbeitsverträge enthalten Regelungen zur einseitigen Änderung des Arbeitsortes bzw. der Tätigkeit. Knapp 40% haben eine Konkurrenzklausel, fast ein Viertel beinhalten Verfallsklauseln. 38% der befragten Angestellten müssen eine Klausel zur Rückzahlung von Ausbildungskosten akzeptieren. Konkurrenzklauseln gehören mittlerweile ebenso wie All In Regelungen auch in niedrigen  Einkommensbereichen zum Alltag. Das arbeitsrechtliche Schutzprinzip wird - gedeckt von oberstgerichtlicher Judikatur - durch die Vertragsfreiheit immer mehr ausgehöhlt. 

Fazit: Diese Klauseln engen Mobilität und Erwerbschancen der ArbeitnehmerInnen ein und benachteiligen diese in großem Ausmaß. 

Forderungen:

· Einschränkung von Konkurrenzverboten (während aufrechtem Dienstverhältnis insbes. bei Teilzeitbeschäftigung) 

· Beschränkung von Konkurrenzklauseln  auf ArbeitnehmerInnen mit Monatsbezug über dem 20fachen der täglichen Höchstbeitragsgrundlage. 

· Beschränkung von arbeitsrechtlichen Konventionalstrafen (Begrenzung mit 6 Nettomonatsentgelten).

· Rechtsanspruch auf nachvollziehbare Lohn- und Gehaltsabrechnung mit Beweislastumkehr sowie Ausschluss allfälliger Verfalls- bzw. Verjährungsfristen bei Nichteinhaltung.

· Einschränkung sowie transparente Darstellung allfälliger Rückzahlungsverpflichtung von Ausbildungskosten

· Ausbildungskostenrückersatz:
- Verkürzung der Rückforderungsfrist 
- Aliquotierung zwingend monatlich

· Einschränkung bzw. Begrenzung der Einsatz- bzw. Versetzungsmöglichkeiten bzgl. Zeit, Ort und Tätigkeit. Verpflichtung zur Festlegung zumutbarer Arbeitsorte bzw. angemessener Tätigkeitsbereiche
· Verstärkung des Schutzes bei einvernehmlichen Lösungen, etwa mittels nachweislicher Aufklärungspflicht des AG bezüglich aller offenen Ansprüche und Klauseln, die verloren gehen bzw. die zum Nachteil des/der AN weitergelten könnten. 

· Ausdehnung der Arbeitgeberpflicht zur Verständigung des BR in Analogie zu §105 Abs1 ArbVG auch bei einvernehmlichen Lösungen.

· Wirksamer Kündigungsschutz für kranke ArbeitnehmerInnen

· Informationsrecht für Teilzeitbeschäftigte, wenn eine Stelle mit höherem Stundenausmaß bzw. eine weitere Teilzeitstelle ausgeschrieben wird, sowie in weiterer Folge Rechtsanspruch auf bevorzugte Aufstockung des Arbeitszeitausmaßes.
· Einschränkung von All-In-Verträgen auf ArbeitnehmerInnen, die maßgebliche Führungsaufgaben selbstverantwortlich wahrnehmen.
· Transparenz bei All-In-Verträgen:  Im Vertrag muss das für die Normalarbeitszeit zustehende Grundgehalt ersichtlich sein. Darüber hinaus muss klar erkennbar sein, welche Ansprüche durch die Pauschalierung abgegolten werden sollen. Widrigenfalls gebührt der dem persönlichen Tätigkeitsniveau angemessene Ist-Grundlohn (einschließlich der branchen- und ortsüblichen Überzahlung).
· Verpflichtung des Arbeitgebers für jeden All in Vertrag eine jährliche Deckungsrechnung vorzulegen., widrigenfalls der Verfallsfristenlauf gehemmt wird.
· Klarstellung des Primats des gesetzlichen Mehrarbeitszuschlages bzw. der Geltung des Günstigkeitsprinzips. (Verschlechternde Regelung nur per KV-Abschluss nach Einführung dieses Zuschlages möglich).
· Zuschlagspflicht für jede Mehrarbeitsstunde, welche die (kollektiv – oder einzelvertraglich vereinbarte NAZ) übersteigt. Insbesondere Entfall des zuschlagsfreien Mehrarbeitspuffers. 
· Arbeitsrechtliche Grundabsicherung auch für freie DienstnehmerInnen (insb. Entgeltfortzahlung im Krankenstand sowie Anspruch auf bezahlten Urlaub nach dem UrlG)

· Im kollektivvertragsfreien Raum muss das angemessene Entgelt unabdingbar sein. Die Angemessenheit und Ortsüblichkeit der Entlohnung muss gesetzlich auch für den Fall vertraglicher Vereinbarungen garantiert werden.

· Reform der Entgeltfortzahlung zu einem einheitlichen, transparenten und sozial gerechten Entgeltfortzahlungsrecht bei Krankheit und Arbeitsunfall für ArbeiterInnen, Angestellte unter Einbeziehung der freien DienstnehmerInnen. Eine Modernisierung sollte eine Abflachung der Seniorität bei höheren Anfangsansprüchen vorsehen. Dabei bedarf es Übergangsregelungen zum Schutz erworbener Ansprüche. Außerdem ist bei einer Reform eine wirksame Schutzbestimmung für den Erhalt bestehender Entgeltfortzahlungsregelungen in den Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen unbedingt erforderlich. Bei einvernehmlicher Auflösung eines Dienstverhältnisses im Krankenstand Entgeltfortzahlung über das Ende des Dienstverhältnisses hinaus (analog zur Arbeitgeberkündigung). 
· Letztendlich ist der einheitliche ArbeitnehmerInnen-Begriff das Ziel: Wir fordern einheitliche Regeln für alle ArbeitnehmerInnen, deren Arbeitsverhältnis auf einem privatrechtlichen Vertrag beruht. Sie umfassen alle Menschen, die in persönlicher oder wirtschaftlicher Abhängigkeit tätig sind. Eigenständige Regelungen und Rechte für bestimmte Gruppen sind ebenso wie die darauf beruhende Judikatur, wenn sachlich gerechtfertigt und geboten, beizubehalten  bzw. abzusichern (BeamtInnen, Vertragsbedienstete, Angestellte, JournalistInnen, HausbesorgerInnen, …..).
Gesunde Arbeit
Analyse

Trotz vieler erfreulicher Trends im Bereich Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, die etwa anhand stetig rückläufiger Zahlen beim Arbeitsunfallgeschehen messbar sind, zeigt sich insgesamt eine größer und schwieriger zu bewältigende Problematik was arbeitsbezogene Gesundheitsbeeinträchtigungen betrifft. Ausschlaggebend dafür sind vor allem psychische Belastungsfaktoren bzw. die vielfältigen Auswirkungen und Wechselwirkungen vor dem Hintergrund struktureller, durch Deregulierung und Flexibilisierung geprägter Veränderungen der Arbeitsmärkte. Steigender Arbeitsdruck sowie Arbeitsverdichtung, unzureichende Handlungsspielräume bei gleichzeitigem Verschwimmen von Arbeitszeit und Privatem, lassen das Ausmaß an Anforderungen und Stressoren wachsen, während Ressourcen zur Bewältigung und zum Ausgleich immer weniger werden. Eine Vielzahl von Studien und Statistiken veranschaulicht die Dimension der Problemstellungen und nicht zuletzt auch deren gesamtwirtschaftlichen Niederschlag: Im Zuge des OECD-Beschäftigungsausblicks wurden 2014 die   Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen in 32 OECD-Ländern mit dem Schwerpunkt auf das Themenfeld Arbeitsbelastungen beleuchtet. In Sachen Arbeitssicherheit und Arbeitslosigkeit ist Österreich noch vorne mit dabei. Nicht aber, was das Arbeitsumfeld betrifft. In diesem Bereich ist die Situation bei uns wesentlich schlechter. Das zeigt, wie wenig Bedeutung Österreichs Unternehmen der Qualität der Arbeitsplätze zumessen. Lange Arbeitszeiten und hoher Zeitdruck machen den österreichischen Beschäftigten das Leben schwer. Hohe Werte bei psychischen Belastungen, Stress und Druck am Arbeitsplatz sind die Realität. Die Folgen schlechter Arbeitsbedingungen sind hinlänglich bekannt: Es drohen Burn-Out, Depressionen und andere Krankheiten, so auch die Schlussfolgerung der OECD. Internationalen Studien zufolge sind in Europa 50% bis 60% der krankheitsbedingten Arbeitsausfälle auf Arbeitsstress zurückzuführen. Gesamtwirtschaftlich ergeben sich daraus Kosten, die auf 1,5% bis 4% des BIP geschätzt werden. Als Spiegel der größer werdenden Dimension psychischer Erkrankungen gelten auch die für die Krankenversicherung entstehenden Behandlungskosten. Alleine für Psychopharmaka werden rund 250 Mio. Euro pro Jahr ausgegeben, somit entfallen rund 10% der gesamten Heilmittelausgaben auf diese Medikamentengruppe. Insgesamt liegen die Ausgaben der Krankenversicherung wegen psychischer Leiden bei über 900 Millionen Euro jährlich, 840.000 Menschen waren 2013 wegen psychischer Erkrankungen in (medikamentöser) Behandlung.
Entwicklungen seit 2010

Die zunehmende Problematik psychischer Belastungsfaktoren kennzeichnet auch die Weiterentwicklung im ArbeitnehmerInnenschutzrecht. Durch die 2013 erfolgte Novellierung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, mit der eine Konkretisierung der Evaluierungspflicht für ArbeitgeberInnen in puncto psychischer Belastungen vorgenommen wurde, hat sich die Grundlagen für bessere und ganzheitliche betriebliche Präventionsarbeit maßgeblich verbessert. Die bisherigen Erfahrungen und Erkenntnisse zeigen, dass hinsichtlich einer verbreiteten Erfüllung dieser Verpflichtung noch enormer Aufholbedarf besteht und insbesondere die Umsetzung wirksamer Maßnahmen noch weit unter dem notwendigen Ausmaß liegt.
Nur unzureichend wurde im Rahmend er ASchG-Novelle der Strafrahmen erhöht. Die Zunahme an Mängeln und Verstößen zeigt, dass eine deutliche Anpassung erforderlich ist.

Effektive Kontrolle ist für die Durchsetzung von Vorschriften im ArbeitnehmerInnenschutz zentral. Dafür braucht es die Sicherstellung entsprechender personeller und finanzieller Ressourcen sowie einheitliche Vorgehensweisen bei der Kontrolltätigkeit und durchgehende Standards was die Beratungsaufgabe der Organe der Arbeitsinspektion betrifft. 
Forderungen – Gesetzliche Ebene
· Verordnung, durch welche die Verpflichtung von ArbeitgeberInnen zur Evaluierung psychischer Belastungen näher geregelt wird und konkrete Vorgaben zur Umsetzung getroffen werden. 
Diese soll folgende Regelungsinhalte umfassen:



· Klarstellung, welche innerbetrieblichen AkteurInnen für die Umsetzung der Evaluierung zuständig sein können. Die derzeitigen Bestimmungen des ASchG klären diesbezüglich zwar die grundsätzliche Verantwortung des Arbeitgebers und erforderlichenfalls die Hinzuziehung der Präventivfachkräfte. In der betrieblichen Praxis zeigt sich jedoch, dass ArbeitgeberInnen (insbesondere in kleineren Betrieben) diese Verpflichtung etwa an andere betriebliche AkteurInnen (z.B. Personalverantwortliche, Sicherheitsvertrauenspersonen, BetriebsrätInnen) delegieren, die gleichzeitig nicht die erforderlichen Entscheidungsbefugnisse hinsichtlich der Festlegung von Maßnahmen haben.

· Konkretere Festlegung von Handlungsfeldern, die im Evaluierungsprozess jedenfalls zu berücksichtigen sind und ein verbindliches Aktivwerden des Unternehmens erforderlich machen (insbesondere im Bereich Führungsqualität; Bewertung bzw. Anpassung von Arbeitsmenge und Personalbedarf, Einfluss von technologischen Applikationen)

· Bei der Ermittlung und Beurteilung von Gefahren und bei der Festlegung von Maßnahmen ist jedenfalls die Dimension Arbeitszeit zu erfassen. Um dies zu gewährleisten sollen Betriebe die Verpflichtung erhalten, Arbeitszeitbilanzen zu erstellen, die als Grundlage für die Implementation von Maßnahmen zur Reduzierung langer Arbeitszeiten sowie zur gesundheitsverträglichen Lage von Arbeitszeiten, heranzuziehen sind.

· Entwicklung branchen- und betriebsgrößenspezifischer Erhebungsmethoden und Verfahren durch die AUVA, die bei der Evaluierung psychischer Gefahren als „Referenztools“ angesehen werden können und die vor allem was den Schutz von ArbeitnehmerInnendaten betrifft bzw. hinsichtlich der Erfüllung notwendiger Gütekriterien, Sicherheit und Transparenz gewährleisten. Werden andere Verfahren eingesetzt, müssen diese eine Zertifizierung, die seitens der AUVA erteilt wird, vorweisen können.
· Bei der Anwendung von Verfahren zur Ermittlung psychischer Belastungen ist die Verwendung persönlicher Daten so zu regeln, dass eine personenbezogene Rückverfolgung von Befragungsergebnissen ausgeschlossen ist und ArbeitgeberInnen nur in anonymisierter Form Befragungsergebnisse erhalten. Diesbezüglich sind innerbetriebliche Datenschutzstrukturen zu gewährleisten, für deren Wirksamkeit vor allem die Funktion eines betrieblichen Datenschutzbeauftragen als ausschlaggebend angesehen werden kann. 

· Konkretisierung der Vorgabe, dass die im Rahmen der Evaluierung festgelegten Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu „überprüfen und erforderlichenfalls“ anzupassen sind. Die bestehende Regelung macht eine Aktualisierung/Überprüfung von Maßnahmen im Wesentlichen nur nach besonderen Zwischenfällen erforderlich.

· Arbeits- und OrganisationspsychologInnen als Präventivfachkräfte und Erweiterung der gesetzlichen Präventionszeit
ArbeitspsychologInnen sind als den ArbeitsmedizinerInnen und Sicherheitsfachkräften gleichgestellte Präventivfachkräfte im ASchG zu verankern. Ihre Expertise ist vor allem im Zusammenhang mit der effektiven Umsetzung der Evaluierungspflicht psychischer Belastungen unverzichtbar. Die zunehmende Komplexität arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren und Belastungen macht darüber hinaus eine deutliche Ausweitung der vorgeschriebenen Einsatzzeiten von Präventivfachkräften erforderlich.
· Verpflichtende Maßnahmen zur Umsetzung von alternsgerechtem Arbeiten durch ArbeitgeberInnen. 
Indem das ASchG für ArbeitgeberInnen vorsieht, dass bei der Arbeitsplatzevaluierung auch die Eignung der ArbeitnehmerInnen in Hinblick auf Konstitution, Körperkräfte und Alter zu berücksichtigen (§ 4 Abs 2 ASchG) ist, wären ArbeitgeberInnen bereits jetzt zur Gestaltung altersgerechter Arbeitsbedingungen verpflichtet. In der Praxis wird diese Vorgabe nicht erfüllt und findet auch bei der Kontrolltätigkeit der Arbeitsinspektion keine Beachtung. Daher ist es erforderlich, die Bestimmungen des ASchG soweit zu konkretisieren, dass ArbeitgeberInnen zur systematischen Ermittlung von Gefahren, die im Zusammenhang mit dem Prozess des Alterns stehen, verpflichtet sind. In Konsequenz müssten dann auch Maßnahmen des alternsgerechten Arbeitens ( etwa Veränderung der Arbeitsorganisation, Tätigkeitswechsel, ergonomische Veränderungen, etc.) getroffen werden.
· Rechtsanspruch auf den Umstieg auf eine weniger belastende Tätigkeit ohne Einkommensverlust, wenn eine belastende Tätigkeit auf Dauer nicht ausgeübt werden kann.

Zeigt die Arbeitsplatzevaluierung, dass eine belastende Tätigkeit auf Dauer nicht ausgeübt werden kann, ohne dass Fehlbeanspruchungen ausgeschlossen werden können, sind in einem ersten Schritt Maßnahmen des alternsgerechten Arbeiten zu treffen. Ergibt sich hinsichtlich eines Arbeitsplatzes keine Möglichkeit zur alternsgerechten Gestaltung, sollten (abhängig von Betriebsgröße) Ersatzarbeitsplätze geschaffen werden und für entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen Sorge getragen werden. 
· Anspruch auf ein Angebotzu betrieblicher Wiedereingliederung nach längerer Krankheit

Die Rückkehr und Reintegration von ArbeitnehmerInnen nach längerer Erkrankung soll in einem abgestimmten Prozess erfolgen, der vor allem Sicherheit gibt hinsichtlich freiwilliger Teilnahme, Ablaufplanung und Ganzheitlichkeit. Konkrete Maßnahmen haben individuelle Bedürfnisse und Gegebenheiten zu berücksichtigen. Diese können sich beispielsweise in Zusammenhang mit der Adaptierung der Arbeitsumgebung/Arbeitsmittel/Arbeitsaufgaben ergeben und erschöpfen sich nicht in der Reduzierung der Arbeitszeit und dürfen daher keinesfalls in ein Teilkrankenstandsmodell mündenNeben den individuellen Vorteilen trägt systematische betriebliche Wiedereingliederung auch dazu bei, dass krankmachende Arbeitsbedingungen identifiziert und beseitigt werden können und sich kollektivwirksame Verbesserungen ableiten lassen.
· Verpflichtung für Unternehmen zu betrieblicher Gesundheitsförderung durch das ASChG
Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) soll als Pflichtaufgabe der Unternehmen im ArbeitnehmerInnenschutzgesetz verankert werden.  Jeder Betrieb sollte einmal pro Jahr ein qualitätsgesichertes BGF-Projekt gemäß Qualitätskriterien des Österreichischen Netzwerks für BGF in einem zu definierenden betrieblichen Bereich durchführen, wodurch mindestens ein Drittel der Belegschaft einbezogen ist. Betriebsrat, Sicherheitsvertrauenspersonen sowie Präventivfachkräfte haben ein diesbezügliches Vorschlagsrecht und sind an der Projektdurchführung zu beteiligen. Die Arbeitsinspektion kontrolliert die Erfüllung der Qualitätskriterien. 

Weitere Forderungen:
· Erweiterung des Präventionsauftrages der AUVA hinsichtlich arbeitsbedingter Erkrankungen

· Personelle und finanzielle Aufstockung der Ressourcen der Arbeitsinspektion

· Erlass einer Verordnung, die das Heben und Tragen von Lasten regelt

· Anpassung der Berufskrankheitenliste um Krankheiten in Folge arbeitsbedingter psychischer Fehlbeanspruchungen sowie des Bewegungsapparates 
· Erzwingbare Betriebsvereinbarungen zu alterns-/altersgerechtem Arbeiten und zu betrieblicher Gesundheitsförderung
ArbeitnehmerInnen-Datenschutz
Analyse

Der Gesetzgeber hat dem Datenschutz einen hohen Wert beigemessen, § 1 DSG 2000 stellt eine Verfassungsbestimmung dar. Es gibt somit ein Grundrecht auf Datenschutz, das in den weiteren Bestimmungen des DSG einfachgesetzlich näher ausgestaltet wird. Die Rechtsdurchsetzung obliegt allerdings dem/r Einzelnen - nämlich dem/r von der Datenverwendung Betroffenen -, nur dieser/e kann seine Ansprüche nach dem DSG geltend machen. Damit hingegen die im DSG gewährleisteten Rechte - in Bezug auf das Arbeitsverhältnis - durchgesetzt werden können, fordern wir einerseits ein Verbandsklagerecht für Gewerkschaften und AK, sowie andererseits die gesetzlich verankerte Parteistellung des BR in datenschutzrechtlichen Verfahren.

Auf betrieblicher Ebene würde die verpflichtende Einrichtung eines/r betrieblichen Datenschutzbeauftragten (DSb) eine Verbesserung in Bezug auf den Beschäftigtendatenschutz darstellen, wobei dem BR bei dessen Bestellung zwingende Mitwirkungsrechte zukommen müssten.

Das Europäische Parlament hat am 12.03.2014 einen Entwurf für eine Europäische Datenschutz-Grundverordnung (EuDSGVO) beschlossen. Dieser sieht in Artikel 82 Regelungen zur „Datenverarbeitung im Beschäftigungskontext“ vor, die einen europäischen Mindeststandard hinsichtlich der Verarbeitung von personenbezogenen AN-Daten normieren. Nach der aktuellen Formulierung des Artikels - auf Grund des Verhandlungsstandes im Rat - bleibt es den Mitgliedstaaten allerdings vorbehalten diese Datenverarbeitungsregeln zu „spezifizieren“. Derartige spezifische Regelungen sind der Europäischen Kommission bis zum in Kraft treten der EDSGVO zu notifizieren. Damit der einschlägige österreichische arbeitsrechtliche Rechtsbestand (insb. die datenschutzrechtlichen Bestimmungen des ArbVG) durch diese - eher eng formulierte - Öffnungsklausel sowie das in der EuDSGVO vorgesehene sog. „one-stop-shop-Prinzip“
 nicht untergraben wird, und die Mitwirkungsrechte des BR uneingeschränkt bestehen bleiben, gibt es von Seiten der GPA-djp und der AK die Forderung diese arbeitsverfassungsrechtlichen Bestimmungen als „Beschäftigtendatenschutz“ im DSG ausdrücklich zu verankern. Eine derartige Implementierung in das DSG lässt jedoch die Existenz der §§ 96, 96a ArbVG und § 10 AVRAG unberührt.

Der ursprüngliche Entwurf zur EuDSGVO enthält einige Forderungen der GPA-djp, wie z.B. die Einrichtung eines/r betrieblichen DSb (hier ab einem bestimmten Ausmaß der verarbeiteten personenbezogenen Daten), die Parteistellung der Interessenvertretung sowie ein Verbandsklagerecht, das Verbot von „Profiling“ und „schwarzen Listen“. Der Ball ist nun beim Rat der EU, der sich derzeit mit dem VO-Entwurf beschäftigt und voraussichtlich im Juni 2015 seine Position dazu abgeben wird. Danach starten dann die Trilog-Gespräche zwischen Parlament, Rat und Kommission. Es ist davon auszugehen, dass es 2015 zu einer Einigung kommt, da der neue Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker in seinen „Mission Letters“ zu den für die EuDSGVO zuständigen KommissarInnen die Vorgabe geäußert hat, dass die Verhandlungen 2015 abgeschlossen werden sollen.
Die GPA-djp setzt ihre Lobbying-Arbeit fort und tritt dafür ein, dass die EuDSGVO schlussendlich einen qualifizierten Beschäftigtendatenschutz beinhaltet und die Mitbestimmungsqualität der betrieblichen Interessenvertretung dabei gewährleistet bleibt.

Forderungen:
· Verbesserung der Datenschutzqualität am Arbeitsplatz sowie der individuellen und kollektiven Durchsetzungsmöglichkeiten und Stärkung der Beteiligungsrechte der Belegschaftsvertretung in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten:

· Verankerung datenschutzrechtlicher Mitwirkungsrechte des Betriebsrates im DSG als Zulässigkeitsvoraussetzung bestimmter Datenanwendungen im Beschäftigungskontext.
· Klagslegitimation für Gewerkschaften und AK in Datenschutzangelegenheiten.

· Parteistellung des BR in datenschutzrechtlichen Verfahren.

· Verpflichtende Einrichtung eines/r betrieblichen Datenschutzbeauftragten mit festgelegten Einsatzzeiten.
· Zwingende Mitbestimmung der BetriebsrätInnen bei der Bestellung von betrieblichen Datenschutzbeauftragten.

· Beweisverwertungsverbot für ArbeitnehmerInnendaten, die unter Verletzung von betrieblichen oder überbetrieblichen Datenschutzbestimmungen erlangt wurden.

· Klare Unter- und Obergrenzen für Sanktionen bei datenschutzrechtlichen Vergehen.

· Eindeutiger (gesetzlicher) Ausschluss der Zustimmung des/r Betroffenen als Rechtsgrundlage für Datenverwendungen im Arbeitsverhältnis.
· Gewährleistung eines hohen Datenschutzniveaus auf europäischer Ebene.
· Mitgliedstaaten muss es vorbehalten bleiben, in Bezug auf den Beschäftigtendatenschutz (strengere) nationale Regelungen vorzusehen, die über das Niveau der EuDSGVO hinausgehen.
Gute Arbeit in der digitalen Arbeitswelt 

Analyse

Die Digitalisierung von Wirtschaft und Arbeitswelt erfährt aktuell einen massiven Beschleunigungsschub. Rechen-, Speicher- und Übertragungskapazitäten vervielfachen, beschleunigen und verbilligen sich in weiterhin atemberaubendem Tempo. Die digitale Vernetzung ermöglicht, dass alte Geschäftsmodelle brüchig werden und neue entstehen, sodass sich Wertschöpfungsketten, Märkte und Branchen verändern, und eine Vielzahl an Optionen für neue Arbeitsformen eröffnen.

Im Zuge dieser Dynamik kann nachhaltige Beschäftigung entstehen und Erwerbstätigkeit in mancherlei Hinsicht besser und selbstbestimmter werden. Solche möglichen Fortschritte sind allerdings keine Selbstläufer. Sollen die Chancen des digitalen Wandels möglichst vielen Menschen offenstehen bedarf es gezielter gestalterischer Intervention. Bleibt die digitale Entwicklung jedoch dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen, so drohen gravierende Jobverluste, eine weitere Ausbreitung prekärer Beschäftigungsformen sowie eine weitere Steigerung der Arbeitsintensität inklusive Zunahme psychischer Belastungen durch digital erweiterte Erreichbarkeit und Verfügbarkeit.
Entwicklung in den letzten 5 Jahren

Die Digitalisierung betrifft alle Lebensbereiche: Online-Finanzdienstleistungen wie Online-banking und -shopping sind wir schon gewohnt; im Kommen sind nun selbst „denkende“ Kühlschränke und Autos  und auch digitale 3D-Drucker die kleine, selbst designte Gegenstände „ausdrucken“ sind in Entwicklung;  In Bezug auf die Datenverarbeitung stellt „Big Data“ einen neuen Trend bzw. Qualität dar. Über die Suche nach Korrelationen werden sämtliche digitale Spuren des/r Einzelnen zunehmend ausgewertet und dadurch ein digitales Wissen erzeugt, das von Einzelnen nicht mehr überblickt geschweige denn kontrolliert werden kann. Immer mehr Unternehmen definieren ihr Geschäftsmodell entlang der kommerziellen Verwertung des ständig größer werdenden Datenflusses.

„Alles ist mit allem vernetzt.“ Immer mehr Firmen bieten – mit Sensoren ausgestattete und dem Internet verbundene – Geräte an, die noch tiefere Einblicke in unser Leben erlauben. Im sog. „Internet der Dinge“ sollen Systeme sich selbständig und automationsunterstützt an die Bedürfnisse der KundInnen anpassen (zB Bordcomputer in Autos, die aufgrund des Fahrverhaltens und der Vernetzung mit anderen Systemen Vorschläge für künftige Aktivitäten geben). E-Book-Reader übertragen Daten zum Leseverhalten an Unternehmen. Vernetzte Fernseher liefern Angaben über die angesehenen Filme. Mit Fitness-Trackern und anderen Wearables vermessen KonsumentInnen zugunsten von Schönheitsidealen und Verhaltensänderungen ihre sportliche Bewegung, Alkohol, Nikotinkonsum, Ernährung und Schlafgewohnheiten.
Die digitale Entwicklung wird einerseits von den Marketing-StrategInnen der Unternehmen auf die KonsumentInnen fokussiert, anderseits von den KonsumentInnen auch selbst getrieben (consumer-driven), mit dem Ziel  schnelle, mobile und einfache nutzungsfreundliche Lösungen zur Verfügung zu stellen. Es gilt daher einen Ausgleich zwischen den Wünschen der KonsumentInnen und ArbeitnehmerInnen, die vor allem die Vorteile der  Digitalisierung sehen (z.B. Ortsunabhängigkeit, selbstbestimmtes Zeitmanagement, unbürokratische Anwendung von IKT) und jenen, die in dieser Entwicklung in erster Linie ein Gefahrenpotential orten, zu schaffen.

Die Konsequenzen und Herausforderungen im betrieblichen Alltag sind gewaltig: Kurzfristige Dienstplanung per Smartphone-Applikation lösen langfristig geplante und vereinbarte Schichtpläne ab. ArbeitnehmerInnen, die ihre Arbeitsleistung als Einzelpersonenunternehmen über eine Internetplattform feilbieten, das sogenannte Crowdworking, verdrängt immer mehr Arbeit aus klassischen Betrieben in Richtung Heimarbeit, wo die KollegInnen zu TaglöhnerInnen degradiert werden.

Beim „Crowdworking“ werden ganze Entwicklungsschritte oder Produktionsschritte an Crowd-Worker ausgelagert. Hier gilt es einerseits die Unterwanderung von sozial- und arbeitsrechtlichen Standards zu verhindern und andererseits die soziale Absicherung der „Crowd-Worker“ zu gewährleisten.
Digitalisierung und Vernetzung haben die  Arbeit beweglicher gemacht. Die Bindung  der Arbeit an feste Orte, standardisierte Zeiten und stabile Organisationsformen wird weiter gelockert. Die Arbeit könnte zwar im Zuge digitaler Vernetzung ein höheres Maß an Selbstbestimmung ermöglichen, doch ist es bisher nicht gelungen, dieses „emanzipatorische Potential“ der digitalen Revolution für die breite Mehrheit der ArbeitnehmerInnen nutzbar zu machen. Realität ist vielmehr, dass die Digitalisierungsgewinne meist bei den Unternehmen verbleiben, während die Beschäftigten neben der permanenten Erreichbarkeit und Einsatzbereitschaft auch noch die anwachsenden Unsicherheiten ihrer Erwerbstätigkeit (Prekarisierung) zu tragen haben. 

Die zunehmende Entgrenzung von Arbeitsorten und Arbeitszeiten eröffnet den ArbeitnehmerInnen zwar die theoretische Möglichkeit ihre Arbeit selbstbestimmter zu organisieren, sie birgt jedoch auch die Gefahr einer verstärkten Individualisierung der Belegschaft und damit verbunden eine faktische Erschwernis in der effektiven Durchsetzung ihrer Interessen. Arbeitsverdichtung und Entgrenzung der Arbeit führen zudem dazu, dass psychische Belastungen steigen.

Mit der Digitalisierung der Arbeitswelt wachsen darüber hinaus die Anforderungen an den (betrieblichen) Datenschutz weiter. Jede/r hinterlässt digitale Spuren und wird dadurch (scheinbar) mess- und beurteilbar. Viele Unternehmen versuchen diese Spuren gewinnbringend zu verwerten.  Aber nicht nur die kommerzielle digitale Überwachung
 nimmt zu, sondern auch die (digitalen) Kontrollmöglichkeiten durch die ArbeitgeberInnen.

Zielsetzung der gewerkschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Thema Digitalisierung muss es sein, Gestaltungsspielräume, die sich durch vernetzte digitale Arbeit, insbesondere im Hinblick auf Arbeitsort- und -zeit und damit zur Verbesserung der work-life-balance ergeben, für die Erwerbstätigen auch wirklich nutzbar zu machen. Das setzt gewerkschaftspolitisch ein intensiv partizipatives Vorgehen voraus.
Forderungen:

Digitalisierung macht eine Regulierung der Arbeit, die klare Grenzen setzt, umso notwendiger. Die Gestaltung von digital entgrenzter, mobiler Arbeit ist zur zentralen gewerkschaftlichen Herausforderung geworden. Um den Autonomieansprüchen der Beschäftigten gerecht zu werden, wird es - mehr als bisher - darum gehen Gestaltungsansätze für die digitale Arbeit mit den betroffenen Beschäftigten gemeinsam zu entwickeln und umzusetzen. Das ist ein zentraler Arbeitsschwerpunkt der GPA-djp in der kommenden Funktionsperiode. 
· Beschäftigungsbilanz des digitalen Wandels positiv gestalten: Z.B. durch gezielte Förderung arbeitsschaffender Innovationen und Verwendung von Produktivitätsgewinnen, die aus der Digitalisierung von Produkten und Dienstleistungen lukriert werden, in gesellschaftlichen Bedarfsfeldern, wie etwa  Finanzierung sozialer Dienstleistungen (Digitalisierungsdividende).

· Arbeitsrechtliche und soziale Mindeststandards für Arbeit auf Internetplattformen (z.B. Crowdworking-Plattformen) vereinbaren, um „Gute Arbeit“ auch für die Crowd-Worker in der Cloud zu ermöglichen und den Konkurrenzdruck auf die Arbeits- und Entgeltbedingungen der „regulär“ Beschäftigten zu verringern. Alternativ wäre eine Abgabenverpflichtung für digitale Auftragsvergaben denkbar.
· Arbeits- und Gesundheitsschutz:

· Verankerung des Rechts auf Nicht-Erreichbarkeit und Nicht-Reaktion (insb. während der Freizeit / Erholungszeit).

· Anpassung der gesetzlichen und kollektivrechtlichen Bestimmungen zum ArbeitnehmerInnenschutz an digitale und mobile Arbeit. Die gesetzliche Verpflichtung zur Evaluierung der psychischen und physischen Belastungen an Arbeitsplätzen soll explizit daraufhin erweitert werden, dass die Rahmenbedingungen zu prüfen sind, die sich durch die Digitalisierung der Arbeit ergeben und welche Auswirkungen die Digitalisierung (z.B. von innerbetrieblichen Prozessen) auf die Gesundheit der ArbeitnehmerInnen hat.

· Orts- und Zeitsouveränität:

· Erweiterte Gestaltungsspielräume für ArbeitnehmerInnen bei der Wahl von Arbeitsort und -Zeit. Z.B: freiwillige „Innovationszeit“ für ArbeitnehmerInnen, um für (längstens zwei Jahre) aus der Arbeitsroutine auszusteigen und an innovativen innerbetrieblichen Projekten mitzuarbeiten, verbunden mit einem Rückkehrrecht an den alten Arbeitsplatz.

· Arbeitszeitverkürzung um den Nutzen der Digitalisierung auch für die Beschäftigten spürbar zu machen.

· Datenschutz und Online-Rechte:
· Faire und praktikable Regelungen zum Beschäftigtendatenschutz auf europäischer und nationaler Ebene sowie die Gewährleistung der Persönlichkeitsrechte von Beschäftigten und stärkere Durchsetzungsmöglichkeiten im Betrieb.

·  „Digitaler Crashtest“ bei der Entwicklung digitaler Produkte; vorgegebene Prozesse in der Technologie dürfen die Grundrechte der NutzerInnen nicht beeinträchtigen; verbraucher- bzw. datenschutzfreundliche Voreinstellungen („privacy by design“) müssen gesetzlich verankert werden.

· Öffentliche Auftragsvergabe ausschließlich an solche Unternehmen, die nachweisen können, dass sie personenbezogene Daten niemals an Dritte (z.B. „befreundete“ Unternehmen, ausländische Behörden) weitergeben und die einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten eingerichtet haben.

Auf betrieblicher Ebene:

· Stärkung und Erweiterung der betriebsrätlichen Mitbestimmungsrechte bei neuen Formen der Arbeit, die durch Digitalisierung geprägt sind (insb. Dienstleistungserbringung/Auftragsvergabe mittels Crowdsourcing).

· Betriebliche Rationalisierungserträge für die Qualifizierung der Beschäftigten einsetzen: Mit der Digitalisierung verschieben sich Kompetenzprofile. Deshalb verpflichtende betriebliche (finanzielle und zeitliche) Investitionen in die Entwicklung notwendiger skills, insbesondere soziale und kommunikative Fähigkeiten der Beschäftigten.

· Schaffung von Infrastruktur, die verschlüsselte Kommunikation - v.a. zwischen Interessenvertretung und ihren Mitgliedern - ermöglicht um die Chancen der Digitalisierung für die Demokratisierung bzw. Durchsetzung der ArbeitnehmerInnen-Rechte zu nutzen.

Auf europäischer Ebene:

· Individuelle und kollektive Zugangs-, Kommunikations- und Teilhaberechte im Netz, v.a. dort, wo sich die Arbeit aus der Sphäre des klassischen Betriebs in den virtuellen Raum verlagert hat.

· Eine europäische Datenschutzgrundverordnung, die den Interessen der ArbeitnehmerInnen gerecht wird.

· Nachhaltige Intensivierung der Arbeits-, Produktions- und Dienstleistungsforschung in Hinblick auf die signifikanten Veränderungen, die eine digitalisierte Arbeitswelt und völlig neue Produktions- und Arbeitsbedingungen mit sich bringen.

· Mehr Forschungsgelder für Forschungsprojekte zur digitalen Souveränität (z.B. benutzerfreundliche Verschlüsselungstechnologien, Auswirkungen der Digitalisierung auf Arbeitswelt/Branchen/Arbeitsformen, verschlüsselte und unausgespähte Alternativen zu Facebook & Co.;).
� Darunter versteht man die ausschließliche EU-weite Zuständigkeit der nationalen Datenschutzbehörde am Sitz der Konzernmutter in Angelegenheiten, die in den Anwendungsbereich der VO fallen. Dies hat zur Folge, dass datenschutzrechtliche Vorfragen in einem arbeitsrechtlichen Verfahren vor einem österreichischen Gericht gegen ein Tochterunternehmen von dieser nationalen Behörde, und zwar nach der im Mitgliedstaat der Konzernmutter geltenden Rechtslage zu lösen wären, was die Gefahr mit sich bringt, dass Konzerne sich vorzugsweise in Mitgliedstaaten mit - faktisch - niedrigem Rechtschutzniveau (inklusive des Datenschutzrechts) niederlassen.


� Vgl Christl, Wolfie, Kommerzielle digitale Überwachung im Alltag (2014), Studie im Auftrag der Bundesarbeitskammer.
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